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as Grundgesetz normiert . . . eine B indung
der Streitkräfte an die Grundrechte , nicht

j edo ch eine Bindung der Grundrechte an die Ent-
scheidungen und B edarfslagen der Streitkräfte . « So
kno chentro cken die se Fo rmulierung de s Bunde s-
verwaltungsgerichts in Leipzig, so üb erwältigend
ihre Wirkung auf der Hardthöhe in B onn und im
B endlerblo ck zu B erlin . B is auf den heutigen Tag
nämlich hat das hö chstrichterliche Urteil vom
Sommer letzten Jahres den Offiziellen im Bunde s-
ministerium der Verteidigung schlicht die Sprache
verschlagen . Offenb ar hatte niemand dort damit
gerechnet, dass die Richter einen Stab soffizier der
Bundeswehr vom Vorwurf der Gehorsamsverwei-
gerung – immerhin einer mit Gefängnis b edrohten
Wehrstraftat – freisprechen würden . In seinem auf
rund 1 3 0 Seiten sorgfältig b egründeten Urteil hatte
der 2 . Wehrdienstsenat dem angeschuldigten M a-
j or Florian Pfaff eine » an den Kategorien von >Gut <

und >B ö se < orientierte Gewissensentscheidung« b e-
scheinigt, die von der »erforderlichen Ernsthaftig-
keit, Tiefe und Unab dingb arkeit des für ihn ethisch
Geb otenen geprägt« war, »so dass er dagegen nicht
ohne ernste Gewissensnot handeln konnte . « (Ur-
teil vo m 21. Jun i 2005 − BVerwG 2 WD 12. 04, siehe

F or u m Pazi fi s mus 0 7, S. 9ff.)

Abwertung des Gewissens

Mit ihrer Entscheidung hatten die Bunde sver-
waltungsrichter kaltblütig die Heiligste Kuh der
deutschen Militärpolitik ge schlachtet : den angeb-
lich unantastb aren Primat der Politik. Letzterer –
und das ist der springende Punkt de s Leipziger Ur-
teils – gilt freilich nur innerhalb der Grenzen von
Recht und Gesetz, während j enseits davon der Pri-
mat de s Gewissens herrscht. D ass sich gegen die se
Maxime in Kreisen der ministeriell be stallten
Wehrjuristen nun Widerspruch regt, mag schwer-
lich üb erraschen . So versieht der Ministerialrat im
Verteidigungsministerium Stefan Sohm seine
jüngst in der »Neuen Zeitschrift für Wehrrecht«
publizierte Abhandlung zu die sem Thema prompt
mit dem Titel »Vom Primat der Politik zum Primat
de s Gewissens ?« D ass es sich b ei der von ihm ge-
wählten Frage um eine bloß rhetorische handelt,
legt er dem Le ser seine s – zugegeb enermaßen
meisterlich verfertigten – Lehrstücks juristischer
Rabulistik unmissverständlich klar. D enn die »Ver-
weigerungshaltung von Soldaten unter B erufung
auf Grundrechte« steht, so der Autor, letztendlich

»in einem Sp annungsverhältnis zum demokrati-
schen Prinzip und dem Primat der Politik in den
Streitkräften« . Stramm folgert der Ministerialjurist
aus die ser The se , dass mitnichten dem verfassungs-
rechtlich geschützten Grundrecht der Gewissens-
freiheit der Vorrang gebührt, wie das Bunde sver-
waltungsgericht – seiner Meinung nach fälschlich
– entschieden hat. Und be antwortet daher seine
eingangs aufgeworfene Frage mit der apo dikti-
schen Feststellung: »B e ständig bleibt aus rechtli-
cher Sicht allein die Unterordnung der Streitkräfte
unter den Primat demokratisch legitimierter Poli-
tik. «

Frontalangriff auf die
höchstrichterliche Rechtsprechung

Schamlo s stellt der Verteidigungsadvokat so-
dann die hö chstrichterliche Rechtsprechung auf
den Kopf, indem er b ehauptet, es »b e steht kein
rechtliches Hindernis , die Gewissensfreiheit de s
einzelnen Soldaten mit entgegenstehenden dienst-
lichen Zwecken abzuwägen« . D as Bundesverwal-
tungsgericht hatte in seinem Urteilsspruch das ge-
naue Gegenteil konstatiert, nämlich : »E s wäre . . .
verfassungsrechtlich verfehlt, zunächst von den
Streitkräften o der ihrer j eweiligen politischen Füh-
rung definierte B edarfs-, Effektivitäts- o der Funkti-
onsanforderungen heranzuziehen und diese dann
dem Grundrecht der Gewissensfreiheit gegenüber
zu stellen und in einer >Abwägung < entgegen zu set-
zen . « Und , so die Richter weiter, »namentlich dür-
fen die sich aus der Verfassung ergeb enden strik-
ten Bindungen an >Recht und Gesetz < (Art. 2 0 Ab s . 3
GG) , an die >allgemeinen Regeln des Völkerrechts <

(Art. 2 5 GG) und an die Grundrechte (Art. 1 Ab s . 3
GG) nicht zur Seite ge schob en und durch >Abwä-
gung < in ihrem Geltungsgehalt und -anspruch gelo-
ckert werden, auch wenn dies politisch o der militä-
risch im Einzelfall unter Umständen zweckmäßig
erscheinen mag. «

Unzweifelhaft setzt das Bunde sverwaltungsge-
richt hiermit dem vielb eschworenen Primat der
Politik, dem die militärische M acht im Staate im all-
gemeinen unterworfen ist, klare verfassungsrecht-
liche Schranken . Zugleich ordnet es – selb st im Ver-
teidigungsfall – die Funktionsfähigkeit der Streit-
kräfte der grundgesetzlich ab solut geschützten
Freiheit des Gewissens unter.

Ministerialrat Sohm freilich b estreitet dies vehe-
ment, indem er deklamiert, dass »dienstlichen Auf-

Jürgen Rose

Juristische Lohnschreiber
Auftrag Urteilsschelte: Wie des Verteidigungsministers Advokaten
einen hochnotpeinlichen Richterspruch umdeuten
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gab en und B efehlen . . . grundsätzlich die Dignität
demokratischer Legitimation zu [ kommt ] . «

Wie prekär e s indes um den Wert demokrati-
scher Legitimation, vulgo p arlamentarischer Mehr-
heitsentscheidungen, oftmals b estellt ist, demonst-
riert in regelmäßigen Ab ständen das Bundesverfas-
sungsgericht. Ein b esonders spektakuläres B ei-
spiel liefert de ssen jüngst ergangenes Urteil zum
Luftsicherheitsge setz . D arin b e scheinigen die
Karlsruher Verfassungsrichter Bunde sregierung
und Bundestag, dass ihr auf fab elhaft demokrati-
sche Weise zu stande gekommenes Ge setzeswerk
die zentrale Verfassungsnorm schlechthin, näm-
lich die durch Artikel 1 des Grundgesetze s ab solut
geschützte Menschenwürde , mit Füßen tritt. (vgl.

F or u m Pazi fi s mus 09, S. 33 ff.) Ein Waterlo o für
den angeblichen Primat demokratischer legiti-
mierter Politik und ein grandio ser Sieg für die Gel-
tung de s Rechts .

Wer angesichts de ssen unreflektiert von der
»Dignität demokratischer Politik« schwadroniert,
läuft Gefahr, im völker- und verfassungsrechtli-
chen Nirwana zu landen . D enn demokratisch for-
mal korrekt legitimiert war eb en auch die von der
rot-grünen Bundesregierung b e schlo ssene Unter-
stützung des anglo-amerikanischen Völkerrechts-
verbrechens im Irak, der sich Bundeswehroffizier
Pfaff verweigert hatte . Und so strickt bis heute
nicht nur Bundesjustizministerin Zypries munter
an der Legende , die B RD wäre aufgrund der einge-
gangenen NATO-Bündnisverpflichtungen zum
Bruch ihrer Verfassung, die eigentlich den An-
griffskrieg verbietet, gezwungen gewesen .

»Gewissen am Kasernentor abgeben! «

Ministerialjurist Sohm aber ergänzt seine spitz-
findigen Einwände gegen das Urteil von Leipzig
um einen weiteren sehr aufschlussreichen Aspekt.
Seiner Auffassung nach nämlich b esteht der »zen-
trale Problemb ereich im vorliegenden Fall in der
Grundrechtsgeltung und -wahrnehmung in Son-
derstatus-Verhältnissen« . Diese Terminologie ist
au s der Diskussion um die Innere Führung in der
Bunde swehr nur allzu b ekannt. Die Traditionalis-
ten, denen die Konzeption vom demokratischen
» Staatsbürger in Uniform« schon immer ein D orn
im Auge war, setzten dieser von B eginn an ihre Vor-
stellung vom Soldatsein als einer Profession » sui ge-
neris« entgegen . D emzufolge nimmt der Soldat ei-
ne Sonderstellung in der pluralistischen Gesell-
schaft ein und sind den Zivilisierungs- und Integra-
tionsmöglichkeiten einer Armee immanente Gren-
zen ge setzt. Genau auf die ser Linie argumentiert
Wehrjurist Sohm, wenn er konstatiert, dass »die
Streitkräfte von vornherein nicht dem Ausleben in-
dividueller Freiheitsrechte dienen« . D enn »durch
die enge Verbundenheit mit dem Dienst stellt sich
der Soldat unter die » Ge setzlichkeiten de s Amte s«« .
D aher hab e sich der Soldat notwendigerweise von

eigenen Intere ssen zu distanzieren . Messerscharf
folgert Advokat Sohm : »D araus entstehende Gewis-
senskonflikte werden Soldaten nicht von außen
aufgezwungen, sondern sind mit dem Eintritt in
die Streitkräfte j edenfalls potenziell angelegt. « D as
juristische Fachsprech in Klartext üb ersetzt b edeu-
tet das : Wer seinen Dienst b ei der Bundeswehr leis-
tet, muss wissen, worauf er sich eingelassen hat
und sollte b e sser sein Gewissen am Kasernentor
abgeb en, wenn er dienstliche Schwierigkeiten ver-
meiden will !

Völlig unverblümt kommt diese Haltung in ei-
nem weiteren verteidigungsministeriellen Elab o-
rat zum Ausdruck. In dem von der Rechtsabteilung
I 5 unter dem Titel »Hinweise für Rechtsb erater
und Rechtslehrer« herau sgegeb enen D okument
wird im Hinblick auf den »Umgang mit Soldaten
und Soldatinnen, die aus Gewissensgründen B e-
fehle nicht b efolgen wollen« , ausgeführt : »Die s er-
gibt sich au s dem B erufsrisiko , das Soldaten/Solda-
tinnen auf Zeit und B erufssoldaten/B erufssolda-
tinnen freiwillig eingehen . Insofern werden den
Angehörigen der Streitkräfte engere Grenzen gezo-
gen als den >normalen < Staatsbürgern und Staats-
bürgerinnen . In derartigen Fallkonstellationen
tritt als Ergebnis einer unverzichtb aren Güterab-
wägung die Gewissensfreiheit hinter das verfas-
sungsrechtlich geschützte Gut der Funktionsfähig-
keit der Streitkräfte zurück. «

Gewissen als soldatische s B erufsrisiko – auch
die s eine dreiste Umkehrung des glasklaren Bun-
desverwaltungsgerichtsurteils . Im Grunde genom-
men wäre zwar das in weiten Teilen au sge spro chen
stümperhaft abgefasste Ministerialp apier nicht
weiter erwähnenswert. Gleichwohl kann man da-
rüb er nicht stillschweigend hinweggehen, da es ei-
ne offizielle Handlungsanleitung für alle Rechtsb e-
rater und Rechtslehrer in der Bundeswehr dar-
stellt. Letztere wiederum b eeinflussen unvermeid-
lich die Meinungsbildung zum Problem der Gehor-
samsverweigerung aus Gewissensgründen in den
deutschen Streitkräften insge samt, insb esondere
j edo ch in den Reihen der höheren militärischen
Vorgesetzten .

»Nur dem General ist der Angriffskrieg
verboten, der Gefreite aber muss dabei
mitmachen.«

Geradezu atemb eraub end erweisen sich
schlussendlich die Einlassungen der Rechtsabtei-
lung zum Thema Angriffskrieg. Dieser wird zwar
vom Grundgesetz verb oten und vom Strafgesetz
sanktioniert. D enno ch darf sich laut Verteidigungs-
ministerium der gemeine Soldat darauf nicht beru-
fen, denn »diesem Verb ot unterfallen nur Soldaten
o der Soldatinnen, die als sicherheits- und militär-
politische B erater/B eraterinnen eine herau sgeho-
b ene Funktion im Regierungsapp arat ausüb en . «
Auf den Punkt gebracht lautet der Irrwitz : Nur dem
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General ist der Angriffskrieg verboten, der Gefrei-
te ab er muss dab ei mitmachen .

Zur Grote ske entfaltet sich die Argumentation
der Ministerialjuristen, wenn die se einerseits kon-
statieren, »B efehle , die im Widerspruch zu den all-
gemeinen Regeln de s Völkerrechts stehen, sind un-
verbindlich« , und »Untergeb ene dürfen solche
nicht b efolgen« , sondern »müssen die allgemeinen
Regeln de s Völkerrecht b e achten« . Und anderer-
seits die selb en Autoren wenige Zeilen sp äter zum
b esten geb en, dass »zwar das allgemeine Gewalt-
verb ot zu den allgemeinen Regeln de s Völkerrechts
gehört, die se s j edo ch für die rechtliche B ewertung
de s Verhaltens einzelner an einem Einsatz b eteilig-
ter Soldaten und Soldatinnen eb enso wenig von B e-
deutung ist wie die zu seiner Durchsetzung b e-
stimmten innerstaatlichen Normen (Art. 2 6 GG
und § 8 0 StGB)« .

Unbekannt scheint den Rechtsexperten der
»Verhaltensko dex zu politisch-militärischen Aspek-
ten der Sicherheit« , der auf dem Budape ster KSZE-
Gipfel 1 9 9 4 unterschrieben wurde . D ort wird in
den Paragraphen 3 0 und 3 1 fixiert, »dass die Ange-
hörigen der Streitkräfte nach dem innerstaatlichen

und dem Völkerrecht für ihre Handlungen indivi-
duell verantwortlich sind« und »dass die mit B e-
fehlsgewalt ausgestatteten Angehörigen der Streit-
kräfte B efehle , die gegen das innerstaatliche Recht
und das Völkerrecht verstoßen, nicht erteilen dür-
fen« .

Wenn die verantwortlichen Juristen im Bunde s-
ministerium der Verteidigung ungeachtet de ssen
völlig abwegige Rechtsauffassungen konstruieren,
sollte die zivile Öffentlichkeit nicht darüb er er-
staunt sein, wenn – Co esfeld lässt grüßen – Bunde s-
wehrsoldaten nach der D evise »legal – illegal –
scheißegal« handeln . D arüb er hinaus legt die sich
am Rande der Rechtsbeugung b ewegende Kom-
mentierung de s von einem hö chsten Bunde sge-
richt gespro chenen Urteils zur Gewissensfreiheit
von Soldaten seitens de s Verteidigungsministeri-
ums die Frage nahe , inwieweit sich de ssen Leitung
üb erhaupt no ch an Recht und Gesetz die ser Repub-
lik gebunden fühlt.

Dipl. -PädagogeJürgen Rose ist Oberstleutnan t der
Bundeswehr. Er vertritt in diesem Beitrag n ur sei-
ne persö nlichen A uffassungen.

Brian Martin

Globalisierung der Gewaltfreiheit :
Überwindung der Hindernisse
Gewaltfreiheit ist das Ziel − und der Weg

(Red.) In diesem Artikel untersucht Brian
Martin einige der Herausforderungen j eder
gewaltfreien Bewegung. Er unterscheidet
fünf Bereiche: Sichtb arkeit der Gewaltfrei-
heit, Renommee der Gewaltfreiheit, Institu-
tionalisierung der Gewaltfreiheit, der Streit
über die Deutungshoheit und Furcht. Diese
Untersuchung von Hindernissen zur Globali-
sierung der Gewaltfreiheit bietet eine gute
Einleitung in die Diskussion auf der Konfe-
renz »Gewaltfreiheit Globalisieren« der War
Resisters ' International vom 2 3 . bis 2 7. Juli
2 0 0 6 in Paderborn (www. gewaltfreiheitglo-
balisieren.org) .

ewaltfreiheit hat sich im letzten Jahrhun-
dert ungeheuer verbreitet. Viel mehr B e-

wegungen verwenden gewaltfreie Aktionen für
Kamp agnen . Bürger vor Ort verwenden viel wahr-

scheinlicher gewaltfreie Aktionen als in der Ver-
gangenheit. E s gibt ein viel größere s B ewusstsein
für Gewaltfreiheit durch Netzwerke , Medien und
Publikationen . D enno ch liegt no ch ein langer Weg
vor uns . Organisierte Gewalt ist in den militäri-
schen Institutionen der Welt fest verwurzelt. Nicht-
staatlicher Terrorismu s stellt den Vorwand für zu-
nehmende Unterdrückung dar. D e swegen ist e s
wichtig, Hindernisse gegen ein größeres B ewu sst-
sein und die Anwendung der Gewaltfreiheit zu b e-
trachten .

Der Konflikt über die Sichtb arkeit

Die Massenmedien geb en der Gewaltfreiheit
selten die notwendige Aufmerksamkeit. Die meis-
ten gewaltfreien Aktionen werden einfach igno-
riert. Stattde ssen geb en die M assenmedien der Ge-
walt die Hauptaufmerksamkeit. Außerdem stellen
die M assenmedien gewaltfreie Aktionen allgemein
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